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Datum: 30.04.2014 

Rechtsvorschriften: §§ 98 ArbGG; 87, 50 BetrVG 

 

Leitsatz: 

 

Eine Einigungsstelle ist offensichtlich unzuständig, wenn sich der Gesamtbetriebsrat 
i. R. d. § 87 Abs. 1 Ziffer 6 BetrVG auf eine bloße Rahmenkompetenz stützt. 
 
Eine offensichtliche Unzuständigkeit ist auch dann gegeben, wenn für eine Zuständigkeit 
des Gesamtbetriebsrats gemäß § 50 Abs. 1 oder Abs. 2 BetrVG keine geeigneten Gründe 
vorgetragen werden. 
 

 

Beschluss: 

 
1. Auf die Beschwerde der Beteiligten zu 2) wird der Beschluss des  

Arbeitsgerichts Würzburg vom 17.02.2014, Az.: 12 BV 12/14,  

abgeändert. 

 

2. Die Anträge werden zurückgewiesen. 

 

 

Gründe: 

 
I. 

 

Die Beteiligten streiten über die Besetzung einer Einigungsstelle. 
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Bei dem Antragsteller handelt es sich um den bei der Beteiligten zu 2) bestehenden Ge-

samtbetriebsrat, der sich aus den Vertretern von sieben an den einzelnen Standorten ge-

wählten örtlichen Betriebsräten zusammensetzt.  

 

Zwischen den Beteiligten wurde am 19.03.2010 eine „Betriebsvereinbarung über den Be-

trieb einer Videoüberwachungsanlage“ (Kopie Bl. 25-29 d.A.) geschlossen. Diese wurde 

von dem Antragsteller zum 30.06.2012 gekündigt.  

 

Da eine Neuregelung zwischen den Beteiligten nicht zustande kam, beschloss der An-

tragsteller in der Sitzung vom 09.01.2014, die Verhandlungen für gescheitert zu erklären 

und die Einigungsstelle anzurufen.  

 

Auf Antrag des Antragstellers vom 03.02.2014 hat das Arbeitsgericht Würzburg mit Be-

schluss vom 17.02.2014 einen Einigungsstellenvorsitzenden bestellt und die Zahl der Bei-

sitzer auf jeweils drei festgesetzt.  

 

Gegen den ihnen am 24.02.2014 zugestellten Beschluss haben die Verfahrensbevoll-

mächtigten der Beteiligten zu 2) mit Telefax vom 03.03.2014 Beschwerde eingelegt und 

sie gleichzeitig begründet.  

 

Die Beteiligte zu 2) meint, der Antragsteller sei für die Mitbestimmungsfrage offensichtlich 

unzuständig, denn die originäre Zuständigkeit für den Betrieb von Videoanlagen läge bei 

den örtlichen Betriebsräten. Bei der gekündigten Betriebsvereinbarung habe es sich ledig-

lich um eine „Rahmenvereinbarung“ gehandelt und konkrete Festlegungen seien ausweis-

lich des § 4 dieser Vereinbarung den örtlichen Betriebsräten vorbehalten worden. Von den 

einzelnen Betriebsräten sollten nach dieser Regelung je nach den unterschiedlichen örtli-

chen Gegebenheiten konkrete Abreden getroffen werden.  

Eine originäre Zuständigkeit des Gesamtbetriebsrats nach § 50 Abs. 1 BetrVG sei nicht 

gegeben, insbesondere nicht für eine bloße Rahmenkompetenz. Eine solche sei dem Be-

triebsverfassungsgesetz fremd und mit dem Grundsatz der Zuständigkeitstrennung nicht 

vereinbar, wie das Bundesarbeitsgericht bereits verbindlich festgestellt habe.  

Im Hinblick auf die streitgegenständliche Mitbestimmungsfrage würden die örtlichen Be-

triebsräte in H…, M…, S… und G… ihr Mitbestimmungsrecht in Anspruch nehmen und 
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diesbezüglich bereits gerichtliche Verfahren u.a. auch zur Bestellung einer örtlichen Eini-

gungsstelle einleiten.  

Eine Beauftragung des Antragstellers gemäß § 50 Abs. 2 BetrVG liege nicht vor.  

Mit der Person des eingesetzten Vorsitzenden bestehe kein Einverständnis, da unverhält-

nismäßige Fahrtkosten anfielen.  

Da in dem Einigungsstellenverfahren technische Detailprobleme nicht gelöst werden 

müssten, seien auch zwei Beisitzer ausreichend.  

 

Die Beteiligte zu 2) und Beschwerdeführerin beantragt, 

 
unter Aufhebung des Beschlusses des Arbeitsgerichts Würzburg vom 
18. Februar 2014, 12 BV 12/14, werden die Anträge zurückgewiesen. 
 
 
 

Der Antragsteller und Beschwerdegegner beantragt, 

 

die Beschwerde zurückzuweisen. 

 

 

Zur Begründung trägt er vor, eine offensichtliche Unzuständigkeit der Einigungsstelle sei 

nicht gegeben, denn die gekündigte Rahmen-Gesamtbetriebsvereinbarung entfalte 

Nachwirkung und sehe die Anrufung der Einigungsstelle ausdrücklich vor. Zwischen den 

Beteiligten seien auch bereits Verhandlungen über den Neuabschluss einer Rahmen-

Gesamtbetriebsvereinbarung geführt worden. Die Frage ihrer Zuständigkeit habe die Eini-

gungsstelle selbst zu prüfen. 

 

Der gekündigten Gesamtbetriebsvereinbarung vom 19.03.2010 hätten Delegationsbe-

schlüsse der örtlichen Betriebsräte gemäß § 50 Abs. 2 BetrVG zugrunde gelegen.  

 

Bezüglich näherer Einzelheiten wird auf den Inhalt der in dem Beschwerdeverfahren ge-

wechselten Schriftsätze und die Sitzungsniederschrift vom 30.04.2014 verwiesen. 

 

 

 



 

4 TaBV 7/14 

- 4 - 

 
 

II. 

 

1. Die Beschwerde ist statthaft, § 98 Abs. 2 Satz 1 ArbGG, und auch innerhalb der Frist 

von zwei Wochen eingelegt und begründet worden, § 98 Abs. 2 Satz 2 ArbGG. 

 

2. Die Entscheidung des Erstgerichts ist abzuändern und die Anträge des Antragstellers 

sind zurückzuweisen, da eine Zuständigkeit des Gesamtbetriebsrats für die streitge-

genständliche Mitbestimmungsfrage offensichtlich nicht besteht, § 98 Abs. 1 Satz 2 

ArbGG. 

 

a) Nach § 98 Abs. 1 Satz 2 ArbGG kann der Antrag einer Betriebspartei auf Bestel-

lung des Vorsitzenden einer Einigungsstelle und Festlegung der Zahl der Beisit-

zer zurückgewiesen werden, wenn die Einigungsstelle offensichtlich unzuständig 

ist. Dies ist der Fall, wenn die Zuständigkeit unter keinem denkbaren rechtlichen 

Gesichtspunkt als möglich erscheint, wenn ihre Zuständigkeit also bei sachge-

rechter Beurteilung auf den ersten Blick unter keinem rechtlichen Gesichtspunkt 

begründet ist.  

Die Zuständigkeitsprüfung nach dem Maßstab von § 98 Abs. 1 Satz 2 ArbGG 

umfasst auch die Zuständigkeitsverteilung zwischen Einzel- und Gesamtbetriebs-

rat (vgl. LAG Hamm vom 16.02.2007 – 13 TaBV 6/07 – zitiert in Juris; Hessi-

sches Landesarbeitsgericht vom 18.10.2005 – 4 TaBV 134/05 – ArbuR 2006, 

174, m.w.N.).  

 

Das Bundesarbeitsgericht hat mit Beschluss vom 14.11.2006 (1 ABR 4/06 – 

NZA 2007, 297) klargestellt, dass für die Ausübung der Mitbestimmungsrechte 

nach dem Betriebsverfassungsgesetz grundsätzlich der von den Arbeitnehmern 

unmittelbar gewählte Betriebsrat zuständig ist und die Zuständigkeit des Ge-

samtbetriebsrats nach § 50 Abs. 1 Satz 1 BetrVG voraussetzt, dass es sich um 

eine mehrere Betriebe betreffende Angelegenheit handelt und objektiv ein zwin-

gendes Erfordernis für eine unternehmenseinheitliche oder betriebsübergreifende 

Regelung besteht. Dieses Erfordernis kann sich aus technischen oder rechtlichen 

Gründen ergeben.  
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Im Bereich der zwingenden Mitbestimmung gilt der Grundsatz der Zuständig-

keitstrennung. Für die Regelung einer bestimmten Angelegenheit sind aus-

schließlich entweder die einzelnen Betriebsräte oder der Gesamtbetriebsrat oder 

der Konzernbetriebsrat zuständig. Die gesetzliche Zuständigkeitsverteilung ist 

zwingend und unabdingbar. Mit dem Grundsatz der Zuständigkeitstrennung ist 

eine Beschränkung der originären Zuständigkeit des Gesamtbetriebsrats auf eine 

bloße Rahmenkompetenz nicht vereinbar. Sofern der Gesamtbetriebsrat für die 

Behandlung einer Angelegenheit i.S.v. § 50 Abs. 1 Satz 1 BetrVG originär zu-

ständig ist, hat er diese Angelegenheit insgesamt mit dem Arbeitgeber zu regeln. 

Innerhalb eines Mitbestimmungstatbestands ist eine Aufspaltung der Zuständig-

keit auf mehrere betriebsverfassungsrechtliche Organe nicht möglich. 

 

b) Unter Beachtung dieser Rechtsgrundsätze des Bundesarbeitsgerichts kann eine 

Zuständigkeit des Antragstellers für die von ihm begehrte neue Rahmenvereinba-

rung unter keinem rechtlichen Aspekt festgestellt werden.  

 

Zum einen erweist sich bereits die Verabschiedung einer bloßen Rahmenverein-

barung über die Einführung und den Betrieb von Videoanlagen in den einzelnen 

Betrieben als rechtlich unzulässig und kommt insofern die Einrichtung einer Eini-

gungsstelle offensichtlich nicht in Betracht.  

 

Zum anderen werden i.R.d. § 50 Abs. 1 BetrVG keine Gründe dafür vorgetragen, 

warum es aus technischen oder rechtlichen Gründen erforderlich ist, eine unter-

nehmensübergreifende Regelung für die Einrichtung und den Betrieb einzelner 

örtlicher Videoanlagen zu verabschieden.  

Wenn nach § 4 der gekündigten Betriebsvereinbarung ohnehin örtliche Betriebs-

vereinbarung - unter Berücksichtigung der konkreten unterschiedlichen betriebli-

chen Gegebenheiten – abgeschlossen werden sollen, können in diesen örtlichen 

Betriebsvereinbarungen unschwer alle den Betrieb der Videoanlage betreffende 

Mitbestimmungsfragen geregelt werden. Eine inhaltliche Abstimmung zwischen 

den örtlichen Betriebsräten kann jederzeit über den Gesamtbetriebsrat erfolgen, 

ohne dass hierdurch deren originäre Zuständigkeit verloren ginge.  
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Eine Delegation der Zuständigkeit gemäß § 50 Abs. 2 BetrVG für die streitge-

genständliche Nachfolgeregelung der Betriebsvereinbarung vom 19.03.2010 wird 

von dem Antragsteller nicht behauptet.  

Er legte in der mündlichen Anhörung vom 30.04.2014 auch keinen Wert darauf, 

noch Gelegenheit zu erhalten, solche Delegationsbeschlüsse zeitnah nachzurei-

chen.  

Der Umstand, dass die örtlichen Betriebsräte die Mitbestimmungsfrage zwi-

schenzeitlich aufgegriffen haben und örtliche Regelungen anstreben, spricht ge-

gen deren Absicht, den Mitbestimmungsgegenstand unter Berücksichtigung der 

oben dargestellten Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts umfassend auf 

den Gesamtbetriebsrat zu übertragen. 

 

 

III. 

 

Die Entscheidung hat der Vorsitzende alleine zu treffen, § 98 Abs. 3 Satz 3 ArbGG. 

 

 

Rechtsmittelbelehrung: 

 

Gegen diese Entscheidung findet kein Rechtsmittel statt,  

§ 98 Abs. 2 Satz 4 ArbGG.  

 

 

 

 

 
R o t h    

Vorsitzender Richter   
am Landesarbeitsgericht   

 
 


